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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Engholm, Rappe (Hildesheim), Vogelsang, 
Wüster, Dr. Meinecke (Hamburg), Biermann, Mahne, Stahl (Kempen), 

Frau Schuchardt, Schmidt (Kempten), Wurbss und der Fraktionen der SPD, FDP 
— Drucksache 7/2030 — 

betr. Situation der beruflichen Bildung 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 31. Mai 1974 - MB - III B 1 - 0104-6/74 ^ die 
Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung und dem Bundesminister für Wirt- 
schaft wie folgt beantwortet: 


1. Wie haben sich das Angebot an Ausbildungsplätzen und die 
tatsächlich abgeschlossenen Berufsausbildungsverträge in den 
letzten 15 Jahren entwickelt? 

Vollständige Statistiken über das Angebot an betrieblichen 
Ausbildungsplätzen und über die jährlich abgeschlossenen Aus- 
bildungsverträge gibt es nicht. 

über die Entwicklung des Angebots an betrieblichen .Aus- 
bildungsplätzen liegen Zahlen nur aus der Berufsberatungs- 
statistik der Arbeitsämter vor (Tabelle 1). Bei der Beurteilung 
dieser Zahlen ist zu berücksichtigen, daß den Arbeitsämtern 
nur ein Teil, der darüber hinaus stetig sinkt, der betrieblichen 
Ausbildungsstellen gemeldet wird. Für das Jahr 1970 weist die 
Arbeitsamtstatistik rd. 372 Tsd. neu besetzte Ausbildungsstellen 
aus. Tatsächlich wurden in diesem Jahr aber etwa 452 Tsd. Aus- 
bildungsplätze neu besetzt, so daß den Arbeitsämtern nur rd. 
82 V. H. der Neubesetzungen bekannt wurden, ln den folgenden 
Jahren entwickelte sich dieser Anteil wie folgt: 

1971: 78 v. H. 1972: 62 v. H. 1973: 56 v. H. 

Für 1974 dürften die Angaben der Arbeitsämter folglich nur gut 
die Ilällte der tatsächlichen Werte betreffen. 

Die von den Arbeitsämtern angebotenen aber nicht besetzten 
Ausbildungsstellen lagen zwischen 1960 bis 1971 um ca. 250 000 
jährlich. 

Erst in den Jahren 1971 bis 1973 ist ein deutlicher Rückgang der 
unbesetzt gebliebenen Ausbildungsstellen um ca. 144 000 auf 
101 800 zu verzeichnen. 

Eine Zwischenzählung für 1974 hat ergeben, daß den Arbeits- 
ämtern bis Ende April insgesamt rd. 326 000 betriebliche Berufs- 
ausbildungsstellen gemeldet worden waren. Danach ist bereits 
jetzt erkennbar, daß sich die rückläufige Entwicklung des Ange- 
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bots an Berufsausbildungsstellen 1973 74 nur in abgeschwäch- 
ter Form fortsetzt. Ein Vergleich mit den vorangegangenen Be- 
richtsjahren ist allerdings nur bedingt möglich, weil für den ver- 
kürzten Erhebungszeitraum bis zum 30. April 1974 entspre- 
chende Vergleichsdaten nicht vorliegen. Insbesondere werden 
Ausbildungsstellen, die den Arbeitsämtern nicht bekannt sind, 
ohne Mitwirkung der Berufsberatung besetzt. Auch ist zu er- 
warten, daß in den nächsten Wochen noch weitere Ausbildungs- 
stellen den Arbeitsämtern gemeldet werden. 

Nach den Angaben der Bundesanstalt für Arbeit ist die Ver- 
änderung des Angebots regional sehr unterschiedlich. Während 
in den Landesarbeitsamtsbezirken Rheinland-Pfalz/Saarland für 
den Teiljahres-Zeitraum von September 1973 auf April 1974 im 
Vergleich zum ganzen Vorjahr (September 1972 bis August 
1973) ein starker Rückgang des Angebots von 30 183 auf 23 293 
und in Nordbayern von 38 736 auf 28 288 sowie ein weniger 
starker Rückgang in Nordrhein-Westfalen von 102 803 auf 
90 258, Niedersachsen-Bremen von 53 410 auf 40 053 und Süd- 
bayern von 33 184 auf 28 776 festzustellen ist, blieb das Angebot 
in den Landesarbeitsamtsbezirken Schleswig-Holstein-Hamburg 
mit 24 502 zu 22 660 und Hessen mit 27 960 zu 25 739 fast er- 
halten. In den Landesarbeitsamtsbezirken Baden-Württemberg 
ist mit 51 836 zu 52 386 und Berlin mit 8741 zu 9924 eine Steige- 
rung des Angebots eingetreten. 


Ausbildungsplatzangebot und Auszubildende in der BRD 
von 1960 bis 1973 
(Tabelle 1) 



Von den 
Arbeits- 
ämtern 
erfragte 
A.usbildungs- 
stellen 

davon 
unbesetzt 
gebliebene 
A.usbildungs- 
stellen 
in 1000 

(2) : (1) 
in V. H. 

Auszubildende 0 
insgesamt davon im 

1. Ausbil- 
dungsjahr 
in 1000 


(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

I960 

600,5 

250 

41,7 

1 340,9 

415,7 

1961 

633,6 

256 

40,4 

1 326,7 

418,5 

1962 

616,4 

261,2 

42,4 

1 315,3 

438,5 

1963 

628,4 

241,9 

38,5 

1 377,0 

482,0 

1964 

620,1 

236,5 

38,1 

1 417,6 

484,1 

1965 

644,4 

265,4 

41,2 

1 450,2 

486,7 

1966 

632,5 

266,8 

42,2 

1 438,1 

460,8 

1967 

665,3 

193,8 

29,1 

1 489,0 

489,8 

1968 

593,7 

199 

33,5 

1 484,8 

463,3 

1969 

600,4 

261,4 

43,5 

1 387,4 

398,1'': 

1970 

646,2 

274,5 

42,5 

1 362,4 

452 

1971 

604,3 

245,9 

40,7 

1 351 

457,5 

1972 

492,3 

182 

37 

1 393 

465 

1973 

371,4 

101,8 

27,4 

1 450 -) 

480 •-) 


0 In Berufs- und Berufssonderschulen befindliche Lehr- und Anlernlinge 
sowie Praktikanten mit Vertrag 
Quelle: Statistik der berufsbildenden Schulen 
Vorläufige Ergebnisse 
h Schätzung 

Rückgang infolge der Einführung des 9. Schuljahres in Bayern 
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2, Gibt es nach dem Inkrafttreten des Berufsbilduugsgesetzes von 
1969 eine bemerkenswerte Änderung in dieser Entwicklung? 


Die Nachfrage nach Ausbildungsstellen ist, wie die Zahlen in 
Tabelle 1 zeigen, seit 1960 tendenziell leicht gestiegen. Haupt- 
ursache hierfür ist ein stetiger Rückgang der Zahl der sog. Jung- 
arbeiter, d. h. der Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag. Da 
bis 1973 ein rückläufiger, aber immer noch erheblicher Über- 
hang an offenen Stellen für betriebliche Ausbildungsstellen be- 
stand, konnte die Nachfrage nach betrieblichen Ausbildungs- 
plätzen in den meisten Berufen realisiert werden. In zahlreichen, 
vor allem den sog. „Modeberufen war die Nachfrage bereits in 
der Vergangenheit größer als das Angebot (z. B. bei Rundfunk- 
und Fernsehmechanikern). Genaue statistische Informationen 
über die insgesamt angebotenen Ausbildungsstellen gibt es 
nicht. Die Zahl der bei der Bundesanstalt für Arbeit gemeldeten 
betrieblichen Ausbildungsstellen ging jedoch seit 1970 stark zu- 
rück. 

Es ist allerdings davon auszugehen, daß die Firmen in ver- 
stärktem Maße Ausbildungsverträge abgeschlossen haben, ohne 
die Arbeitsämter einzuschalten. Dies wird insbesondere im 
Jahre 1973 deutlich, in dem bei den Arbeitsämtern nur 269 000 
der durch die vÄrbeitsämter zu besetzenden AusbildiingsstolleD 
als besetzt gemeldet wurden, während die tatsächliche Zahl der 
Auszubildenden im 1. Ausbildungsjahr fast das Doppelte be- 
trug. 


3. Wie haben sich die Bildungsmöglichkeilen für Jugendliche in 
Schulen und Hochschulen im Vergleidi zur betrieblichen Berufs- 
bildung entwickelt? 


Aus den vorliegenden Statistiken geht hervor, daß sich der 
Anteil der Jugendlichen in organisierten Bildungsgängen in 
Schule, Betrieb und Hochschule insgesamt seit 1960 ständig er- 
höht hat und damit die Bildungschancen verbessert wurden. 

Eine besonders starke Zunahme ist in den letzten 5 Jahren in 
beruflichen Vollzeitschulen festzustellen. Sie betrug von 1969 
bis 1974 4,4 Prozent-Punkte (von 12,6 auf 17 v. H.) im Vergleich 
zum Zeitraum von i960 bis 1969 9 Jahre) 3,4 Prozent-Punkte 

(von 9,2 auf 12,6 v. H.). Demgegenüber ist ein erkennbarer Rück- 
gang in den Jahren i960 bis 1974 bei den Jugendlichen ohne 
Ausbildungsvertrag (Jungarbeiter) von 10,7 v.H. auf 5,3 v. H. 
und den Auszubildenden in der Berufsschule von 46,7 v. H. auf 
41,5 v.H. festzustellen. Diese Entwicklung läßt den Schluß zu, 
daß insbesondere die seit 1969 im Sekundarbereich I durch- 
geführten Reformen und das verstärkte Angebot weiterführen- 
der beruflicher Vollzeitschulen dem Bedürfnis der Bevölkerung 
nach qualifizierter Ausbildung entgegenkam und die entspre- 
chenden Bildungsmöglichkeiten zunehmend mehr in Anspruch 
genommen werden. Ähnliches gilt für den Hochschulbereich: 
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Anteil der Jugendlichen im Sekundarbereich II 
am Altersj ahrgang der 15- bis 19jährigen. *) 
(Tabelle 2) 

Berufsschulen 


Jahr 

Gymnasium 
Oberstufe 
Kl. 11-13 

Berufsbildende 
Vollzeitschulen 
einschl. Fach- 
oberschulen und 
Fachschulen 

Auszubildende 

und 

Anlernlinge 

Mithelfende 
Fam.-Ang., 
Ungelernte 
Arbeiter, ohne 
Beruf und 
Arbeitslose 

1960 

7,3 

9,2 

46,7 

10,7 

1961 

7,4 

9,6 

47,6 

10,5 

1962 

7,0 

9,8 

48,7 

10,5 

1963 

6,6 

10,1 

51,2 

11,2 

1964 

6,0 

9,8 

48,4 

10,4 

1965 

6,4 

10,0 

47,3 

10,1 

1966 

7,1 

10,3 

46,1 

9,1 

1967 

8,6 

11,3 

47,5 

8,6 

1968 

9,0 

11,8 

47,4 

8,0 

1969 

9,3 

12,6 

44,0 

7,1 

1970 

9,9 

13,3 

43,0 

6,8 

1971 

10,1 

14,9 

41,7 

6,2 

1972 ') 

10,4 

16,4 

41,4 

5,8 

1973 

11,4 

17,0 

42,6 

5,8 

1974 2) 

11,7 

17,0 

41,5 

5,3 


Vorläufiges Ergebnis 
“) Geschätzt 

*) Die Anteile der Schüler addieren sich nicht auf 100 v. H., weil sich in der 
Altersgruppe der 15- bis 19jährigen auch Schüler im Sekundarbereich I und 
Schulentlassene befinden. 


Deutsche Studienanfänger in Prozent der jeweiligen 
Altersklasse 
(Tabelle 3) 


1960 

V. H. 

7,4 

1968 

13,5 

1961 

9,3 

1969 

13,5 

1962 

9,7 

1970 

14,7 

1963 

10,6 

1971 

16,7 

1964 

12,2 

1972 

18,7 >) 

1965 

12,5 

1973 

19,7 ä) 

1966 

13,5 

1974 

21,1^) 

1967 

12,0 




g Vorläufiges Ergebnis 
Geschätzt 

Durchschnitt der Jahrgangsstärken der 19- bis unter 20jährigen und 20- 
bis unter 21jährigen 

4. Welche Gründe beeinflussen das Angebot an Ausbildungs- 
plätzen? 


Für die eindeutige Analyse der Ursachen, die zu einem Rück- 
gang des betrieblichen Ausbildungsplatzangebotes führten, feh- 
len zur Zeit noch gesicherte Daten und Fakten. 
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Nach Auffassung des Bundesausschusses für Berufsbildung, die 
in der Entschließung vom 26. März 1974 ihren Niederschlag 
gefunden hat, ist eine Reihe von gleichzeitig wirkenden Fak- 
toren für die rückläufige Entwicklung des Ausbildungsplatz- 
angebotes maßgebend. 

Dazu gehören: 

1. Die im Jahre 1973 abflachende Konjunktur, das verstärkte 
Kostenbewußtsein der Unternehmer und die damit verbun- 
dene Beschränkung der Ausbildung auf den betrieblich not- 
wendigen Nachwuchs. 

2. Rückgang der Gesamtzahl der Betriebe, insbesondere auch 
der Zahl der ausbildenden Betriebe. 

3. Strukturelle Veränderungen im Nachwuchsbedarf insgesamt, 
sowie eine verstärkte Nachfrage nach qualifizierter Ausbil- 
dung mit Tendenzen zu sogenannten „Modeberufen 'h 

4. Allgemeine Anhebung der Anforderungen an die betrieb- 
liche Berufsbildung durch das Berufsbildungsgesetz 1969 und 
die Erhöhung der Anforderungen in einzelnen Ausbildungs- 
berufen, die sich aus den neuen, verbesserten Ausbildungs- 
ordnungen ergeben. Betriebe, die diese von allen an der 
Berufsbildung beteiligten Gruppen geforderten Qualitäts- 
anhebungen nicht mehr erfüllen können oder wollen, haben 
die Ausbildung eingestellt oder eingeschränkt. 

5. Ähnliche Auswirkungen sind wahrscheinlich auch auf die ab 
1975 nachzuweisenden erhöhten Eignungsanforderungen an 
die betrieblichen Ausbilder durch die 1972 erlassene Aus- 
bildereignungsverordnung zurückzuführen. 

6. Aus der unter 1. dargestellten Situation der von den Arbeits- 
ämtern angebotenen Ausbildungsplätze bis Ende April 1974 
kann gefolgert werden, daß die genannten Gründe nicht 
gleichmäßig zu einer Veränderung des Angebots an Aus- 
bildungsplätzen geführt haben. Dies gilt insbesondere für 
die Anforderungen des Berufsbildungsgesetzes, die neuen 
Ausbildungsordnungen und die Ausbildereignungsverord- 
nung. Obwohl diese bundeseinheitlich gelten, ist die Ver- 
änderung des Angebots in den einzelnen Landesarbeitsamts- 
bezirken sehr unterschiedlich und hat trotz gestiegener An- 
forderungen an die Ausbildungsbetriebe auch zu einer Ver- 
größerung des Angebots an Ausbildungsplätzen geführt. 


5. Wie sind die Verbände der Wirtschaft bei der Vorbereitung 
und dem Erlaß von Ausbildungsordnungen beteiligt? 

Die Beteiligung von Verbänden der Wirtschaft bei der Vorberei- 
tung und dem Erlaß von Ausbildungsverordnungen ergibt sich 
aus den beiden Verfahren ihrer Erarbeitung: 

1. Soweit Ausbildungsordnungen vom Bundesinstitut für Be- 
rufsbildungsforschung vorbereitet werden, kommt nach § 66 
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BBiG die Einschaltung von Fachausschüssen in Betracht, 
denen Vertreter der betroffenen Fachverbände und der Ge- 
werkschaften sowie der Lehrer an beruflichen Schulen an- 
gehören. 

2. Soweit Ausbildungsordnungen nicht vom BBF vorbereitet 
werden, legen die Verbände der Wirtschaft und die Gewerk- 
schaften einen Entwurf beim Fachminister vor. Dieser berät 
den Entwurf mit den genannten Organisationen. Bei der 
abschließenden Abstimmung werden Vertreter der auf Bun- 
desebene bestehenden Zusammenschlüsse der Kammern 
(DIHT, DHKT) hinzugezogen. 

In beiden Verfahren werden grundsätzlich keine Ausbil- 
dungsordnungen ohne Beteiligung und gegen das Votum 
der Verbände erlassen. 

3. Das Berufsbildungsgesetz schreibt die Anhörung des Bun- 
desausschusses für berufliche Bildung vor dem Erlaß von 
Rechtsvorschriften zur Regelung der beruflichen Bildung vor. 
Dem Bundesausschuß gehören Vertreter der Arbeitgeber- 
verbände, der Gewerkschaften sowie der Länder und der 
Bundesanstalt für Arbeit an. 


6. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriilen. um 
einem unerwünschten Rückgang an Ausbildungsplätzen ent- 
gegenzuwirken? 

In der Sondersitzung des Bundesausschusses für Berufsbiidung 
am 26. März 1974 wurden in einer einstimmig gefaßten Ent- 
schließung folgende von der Bundesregierung beabsichtigten 
Maßnahmen begrüßt: 

— die übergangsfrist der Ausbildereignungsverordnung zu 
überprüfen, um qualifizierte A.usbilder zu erhalten, 

— die Anrechnungsverordnungen für das Berufsgrundschuljahr 
zu überprüfen, so daß der Übergang in die berufliche Fach- 
bildung erleichtert wird, 

— die Ausbildungsordnungen - ohne Qualitätsverlust für die 
Berufsbildung zu überprüfen, ob sie flexibler gestaltet wer- 
den können, 

— den beschleunigten Ausbau überbetrieblicher Ausbildungs- 
stätten in Abstimmung mit der betrieblichen Ausbildung zu 
intensivieren, 

— berufsvorbereitende Maßnahmen für alle noch nicht berufs- 
reifen und behinderten Jugendlichen zu ermöglichen, 

— alle Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit zu einem zügi- 
gen Ausbau der Berufsberatung zu unterstützen, 

— die Länder zu bitten, im Rahmen ihrer Zuständigkeit den 
Ausbau schulischer Ausbildungsplätze zügig voranzutreiben. 

Am 3. Mai 1974 legte der Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft dem Bundesausschuß für Berufsbildung eine Änderung 
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der Ausbildereignungsverordnung vor. Der Bundesausschuß 
für Berufsbildung stimmte der Vorlage des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft zu. Gleichzeitig wurden dem Bundes- 
ausschuß für Berufsbildung Vorschläge zur flexibleren Gestal- 
tung der Anrechnungsverordnungen für das Berufsgrimdbil- 
dungsjahr zur Beratung vorgelegt. Die Vorlage wird zur Zeit in 
dem zuständigen Unterausschuß des Bundesausschusses für Be- 
rufsbildung erörtert. Eine Erläuterung der zeitlichen und sach- 
lichen Gliederung in den Ausbildungsordnungen, die auf einer 
Empfehlung des Bundesausschusses für Berufsbildung vom 
28. /29. März 1972 beruht, wird an die ausbildenden Betriebe 
gerichtet. 

Alle anderen genannten Maßnahmen sind von der Bundes- 
regierung eingeleitet worden oder werden als bereits laufende 
Arbeiten verstärkt fortgeführt. 

Außerdem ist die Berufsberatung der Arbeitsämter verstärkt 
darum bemüht, durch vermehrte gezielte Kontakte mit geeigne- 
ten Ausbildungsbetrieben zusätzliche Ausbildungsstellen zu 
gewinnen. Im übrigen wird der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft mit den an der Berufsausbildung Beteiligten in 
Kürze Gespräche über den Fortgang der Reform der beruflichen 
Bildung führen. Gegenstand dieser Gespräche werden nicht nur 
die qualitativen Aspekte der Berufsausbildung sein, sondern 
auch die grundlegende Frage, wie ein ausreichendes Angebot 
an Ausbildungsplätzen dauerhaft gesichert werden kann. 
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